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NATO-Parlamentarier-Konferenz 

Internationales Sekretariat 21. Dezember 1963 

20, Rue Desbordes Valmore, Paris 16e 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Sehr geehrter Herr Präsident! 

Ich beehre mich. Ihnen gemäß Artikel 7 der Geschäftsordnung 
der Konferenz ein Exemplar der während der Neunten Jahres- 
konferenz angenommenen Berichte und Empfehlungen zur 
Kenntnisnahme zu übersenden. Ich hoffe, daß sie zur Stärkung 
unseres Bündnisses und Erhöhung der Wirksamkeit {Wirkungs- 
möglichkeiten) der NATO-Parlamentarier-Konferenz beitragen 
werden. 

Die Konferenz hat in diesem Jahr eine besondere Resolution 
und 22 Empfehlungen angenommen. Gestatten Sie mir bitte, 
Sie besonders auf die 

Empfehlung II des Ständigen Ausschusses 
und 

Empfehlung I des Politischen Ausschusses 

aufmerksam zu machen, die meiner Meinung nach von beson- 
derem Interesse für die nationalen Parlamente sind. 

Die Berichte und Empfehlungen sind auch an den Vorsitzenden 
des Nordatlantikrates, die Ständigen Vertreter beim Rat und an 
die zuständigen Minister der NATO-Mitgliedstaaten sowie an 
einige zuständige internationale Organisationen übersandt 
worden. 

Im Namen des Ständigen Ausschusses der Konferenz darf ich 
der Hoffnung Ausdruck geben, daß Ihr Haus die Empfehlungen 
mit Wohlwollen zur Kenntnis nimmt und 'möglichenfalls die 
notwendigen Schritte für ihre Durchführung übernimmt. 


Ihr sehr ergebener 

G. Kliesing 


In dieser Drucksache werden nur die Empfehlungen veröffentlicht. Die 
Inhaltsangaben über jeder einzelnen Empfehlung sind nicht Bestandteile 
des Originals. 


Druck: Bonner Universitäts-Budidruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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A. Empfehlungen des Ständigen Ausschusses 


I 

Weitere Behandlung der Empfehlungen 
der Konferenz 


Die Konferenz 

IST DER ANSICHT, daß es für ihre Tätigkeit von 
großer Bedeutung ist, rechtzeitig vor jeder neuen 
Tagung über den Erfolg der von ihr angenommenen 
Empfehlungen unterrichtet zu werden; 

IST DER AUFFASSUNG, daß es für sie außerdem 
wichtig ist zu erfahren, ob diese Empfehlungen den 
zuständigen und interessierten Stellen zugeleitet 
worden sind, ob dies mit oder ohne Erläuterungen 
oder Zusätze geschehen ist, und, falls Erläuterungen 
oder Zusätze beigefügt worden sind, welchen Wort- 
laut diese haben; 

EMPFIEHLT deshalb, den Berichterstattern ihrer 
Ausschüsse innerhalb von acht Monaten nach Ab- 
schluß der Konferenz diese Auskünfte zu erteilen. 


II 

Tagungsperioden der Konferenz 

Die Konferenz 

HAT von dem Bericht ihres Sonderausschusses zur 
Untersuchung ihrer institutionellen Weiterentwick- 
lung Kenntnis genommen; 

WÜRDIGT die von diesem Ausschuß bei der Vorbe- 
reitung dos Berichtes geleistete Arbeit; 

HAT außerdem die Empfehlung des Politischen Aus- 
schusses zur Kenntnis genommen, in der angeregt 
wird, daß die Konferenz jährlich zweimal zusam- 
mentreten soll, und zwar nach Möglichkeit einmal 
in Amerika und das andere Mal in Europa; 

EMPFIEHLT den Teilnehmern der Konferenz, die 
Aufmerksamkeit der zuständigen Stellen auf diese 
Frage zu lenken und auf der kommenden Jahres- 
tagung darüber zu berichten, damit diese Empfeh- 
lung im Laufe des Jahres 1966 verwirklicht werden 
kann-, 

BESCHLIESST, das Personal des Internationalen 
Sekretariats zu verstärken, damit es in der Lage 
ist, die Arbeit der Vorsitzenden und der Bericht- 
erstatter der Ausschüsse wirksamer zu unterstützen; 

EMPFIEHLT eine Erhöhung des Budgets für das 
Jahr 1965 zum Zwecke der Verwirklichung dieser 
Entscheidung. 
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B. Empfehlungen des Politischen Ausschusses 


I 

Ausbau der Organe der Konferenz 

Die Konferenz 

NIMMT KENNTNIS vom Bericht des Sonderaus- 
schusses und stimmt darin überein, daß die Konfe- 
renz im gegenwärtigen Zeitpunkt der Förderung der 
atlantischen Einheit am besten dienen kann, wenn 
sie in die Lage versetzt wird, sich zu einem wirk- 
sameren Bindeglied zwischen der NATO und den 
nationalen Parlamenten zu entwickeln; 

EMPFIEHLT daher in Übereinstimmung mit den 
Vorschlägen des Sonderausschusses: 

1. die Ausschußvorsitzenden sollten beratende Mit- 
glieder des Ständigen Ausschusses werden, so- 
weit sie ihm nicht bereits angehören; 

2. die Konferenz sollte jährlich zwei Sitzungen ab- 
halten: die eine wie bisher im Herbst und die 
zweite in der Zeit der Ausschußsitzungen im 
Frühjahr; die Tagungen der Konferenz sollten ab 

1. Januar 1965 nach Möglichkeit abwechselnd in 
Europa und in Nordamerika stattfinden; 

3. es sollte ein Generalberichterstatter mit folgen- 
den Aufgaben ernannt werden: die Konferenz 
und ihre Ausschüsse dauernd über die laufenden 
Arbeiten zu unterrichten; jährlich eine Übersicht 
und einen Bericht über die Arbeiten der Konfe- 
renz sowie über alle Probleme der NATO anzu- 
fertigen; der Bericht sollte eine Untersuchung 
über die Politik der NATO angesichts der ihr zur 
Verfügung stehenden Mittel enthalten; 

4. der Exekutivsekretär wird ermächtigt, zusätzlich 
zwei Assistenten und zwei Sekretariatsange- 
stellte sowie weiteres Personal einzustellen, das 
zur Durchführung dieser Reformen erforderlich 
ist. 


11 

Gemeinsame NATO-Strategie 

Die Konferenz 

ERKENNT AN, daß die Ausarbeitung einer gemein- 
samen Verteidigungsstrategie der NATO unter Ein- 
schluß eines Systems gemeinsamer Verfügungsge- 
walt über Kernwaffen das schwierigste Problem der 
Atlantischen Allianz darstellt; 

AUSSERT ihre Überzeugung, daß jede Lösung des 
Problems einer gemeinsamen Strategie von der Tat- 
sache ausgehen muß, daß die Verantwortung nicht 
von den Machtmitteln getrennt werden kann; 


EMPFIEHLT, 

1. daß im Rahmen der NATO unter der Verant- 
wortung des NATO-Rates ein einheitliches 
System strategischer Planung entwickelt wird, 
das darauf abzielt, in Fragen der Strategie Ein- 
stimmigkeit unter den Mitgliedern der Allianz zu 
erzielen, womit eine geeignete Grundlage für 
die Erörterungen über den Einsatz nuklearer und 
konventioneller Streitkräfte geschaffen wird; 

2. daß zu diesem Zweck die Regierungen der NATO- 
Staaten einander konsultieren, um den NATO- 
Rat zu einer hohen Bündnis-Instanz für die ge- 
meinsame strategische Planung zu machen; der 
so reformierte NATO-Rat ist mit Persönlichkeiten 
aus höchster Regierungsebene zu besetzen; 

3. daß der so reformierte NATO-Rat sich mit der 
weltweiten strategischen Planung im weitesten 
Sinne befaßt: nämlich mit politischer und militäri- 
scher Planung in den Fragen von Krieg und 
Frieden. 

III 

Verfügungsgewalt über Kernwaffen 

Die Konferenz 

IST DER ANSICHT, daß die Frage der Übertragung 
der Verfügungsgewalt über Kernwaffen in erster 
Linie ein politisches Problem darstellt, und 

IST DER AUFFASSUNG, daß diese Frage von Be- 
deutung ist für das Problem der Ausarbeitung einer 
umfassenden Verteidigungsstrategie ; 

EMPFIEHLT, die Vorschläge bezüglich der multila- 
teralen Verfügungsgewalt und des multilateralen 
Einsatzes von Kernwaffen im kommenden Jahr in 
der Konferenz der NATO-Parlamentarier zu er- 
örtern, und hofft, daß diese Vorschläge in der 
Zwischenzeit in den Mitgliedstaaten zur parlamen- 
tarischen Erörterung gestellt werden. 


IV 

Berlin 

IM HINBLICK auf die jüngsten Zwischenfälle auf 
der Autobahn zwischen Berlin und der freien Welt, 

EMPFIEHLT die Konferenz, die Aufmerksamkeit der 
Regierungen der NATO-Staaten erneut auf die Not- 
wendigkeit zu richten, die ursprünglichen Rechte und 
Pflichten der für die internationalen Abkommen über 
Berlin verantwortlichen Mächte in ihrer Gesamtheit 
aufrechtzuerhalten. 
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C. Empfehlungen des Militärausschusses 


I 

Kernwaffenpotential der NATO — multilaterale 
Verteidigungsplanung 

Die Konferenz 

IST DER ANSICHT, daß die „Verfügung über Kern- 
waffen'' eine politische Frage ist; 

IST DER AUFFASSUNG, daß vom militärischen 
Standpunkt aus die Koordinierung und die Moder- 
nisierung des bestehenden nuklearen Potentials von 
gleich großer Bedeutung ist wie seine Vergrößerung; 

IST DER AUFFASSUNG, daß die Allianz sich auf 
die Ausarbeitung eines Systems gemeinsamer poli- 
tischer Kontrolle der in der Allianz vorhandenen 
Kernwaffen konzentrieren muß; 

BEGRÜSST daher die in Ottawa getroffenen Ent- 
scheidungen; 

EMPFIEHLT die weitere Ausarbeitung dieser Vor- 
schläge, um allen Mitgliedstaaten sowohl in Fra- 
gen der konventionellen als auch der nuklearen 
Streitkräfte eine wirksame Teilnahme an der ge- 
samten Strategie der Allianz zu ermöglichen; 

EMPFIEHLT dringend, das dem Obersten Befehls- 
haber Europa zur Verfügung stehende nukleare 
Potential durch die Zuteilung vorhandener Kräfte, 
durch die Verbesserung der Koordinierung im Be- 
reiche der Einsatzplanung sowie durch den Aus- 
tausch von Informationen zu verstärken. 


II 

Gemeinsame militärische Forschung der NATO — 
gemeinsame Rüstungsproduktion 

Die Konferenz 

STELLT FEST, daß Entwicklung und Produktion 
neuer Waffen und neuen Kriegsmaterials sich stän- 
dig verteuern, so daß in Zukunft manche Länder 
nicht in der Lage sein werden, die dafür erforder- 
lichen Ausgaben allein zu tragen; 

STELLT FEST, daß bestimmte Länder Zeit und 
Arbeitskraft vergeuden, indem sie sich mit der For- 
schung für neue Waffen und mit deren Entwicklung 
belasten; 

IST DER ANSICHT, daß nur eine enge Zusammen- 
arbeit zwischen den NATO-Staaten verhindern kann. 


daß die finanzielle Belastung durch die Verteidi- 
gungsanstrengungen zu groß wird; 

IST DER AUFFASSUNG, daß das Ergebnis mangeln- 
der Zusammenarbeit eine unzulängliche Verteidi- 
gung des NATO-Gebietes wäre; 

IST DER ANSICHT, daß die Zusammenarbeit die 
notwendige Standardisierung auf vielen Gebieten, 
besonders auf dem der Logistik, beschleunigen kann; 

ERKENNT AN, daß im Bereiche der Entwicklung und 
der Produktion gewisse gemeinsame Fortschritte 
bereits erzielt worden sind, so zum Beispiel beim 
Starfighter, bei der Hawk, bei der Sidewinder, bei 
der Transall und bei der Breguet Atlantic, und daß 
sich bestimmte neue Projekte in Arbeit befinden; 

EMPFIEHLT der Allianz, alle erdenklichen Maßnah- 
men zu ergreifen, um die Koordinierung der For- 
schung, der Entwicklung und der Produktion im 
Rahmen der NATO weiter zu verbessern und ein 
integriertes System der Logistik aufzubauen. 


III 

Zivilverteidigung 

Die Konferenz 

VERWEIST auf die vom Militärausschuß auf der 
Achten Jahrestagung vorgelegte fünfte Empfehlung, 
welche die Zivilverteidigung betraf; 

ERKENNT AN, daß in der von der erwähnten Emp- 
fehlung vorgeschlagenen Richtung Fortschritte er- 
zielt worden sind; 

STELLT FEST, daß nichtsdestoweniger in der Allianz 
die zivile Notstandsplanung hinter den militärischen 
Vorkehrungen zurücksteht; 

IST DER ANSICHT, daß die erstrangige Bedeutung 
eines mit dem System der militärischen Verteidigung 
hinreichend abgestimmten Programms ziviler Not- 
standsplanung erneut betont werden muß; 

EMPFIEHLT den zuständigen nationalen Behörden, 
einer vom Generalsekretär der NATO entworfenen, 
veranlaßten und/oder koordinierten zivilen Not- 
standsplanung hinreichende Aufmerksamkeit zu 
widmen, damit die psychologischen, finanziellen oder 
organisatorischen Schwierigkeiten, die zum Zurück- 
bleiben der zivilen Notstandsplanung hinter den 
Plänen für die militärische Verteidigung geführt 
haben, rasch überwunden werden. 
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D. Empfehlungen des Wirtschaftsausschusses 


I 

Fortsetzung der Arbeitsgruppe für Entwicklung 
Lateinamerikas 

Die Konferenz 

HAT von dem Bericht über die Tätigkeit der 
„Arbeitsgruppe der Atlantischen Gemeinschaft für 
die Entwicklung Lateinamerikas" (ADELA) Kenntnis 
genommen, der unter der Leitung der Arbeitsgruppe 
der NATO-Parlamentarier gemäß der von der 
8, Vollversammlung vom 16. 11. 1962 angenomme- 
nen Empfehlung III des Wirtschaftsausschusses aus- 
gearbeitet worden ist; 

BILLIGT die in dem genannten Bericht erwähnten 
Vorschläge ^); 

WÜRDIGT sowohl die Bemühungen des General- 
sekretärs der OECD, des Präsidenten der „Inter- 
amerikanischen Entwicklungsbank" (lADB), des Ge- 
neralsekretärs der „Organisation der Amerikani- 
schen Staaten" (OAS), der Mitglieder des Wirt- 
schaftsausschusses der NATO-Parlamentarier und 
dessen Arbeitsgruppe sowie des Stabes der ADELA, 
als auch die Zusammenarbeit mit Senator Hubert 

H. Humphrey, der zusammen mit Senator Jacob K. 
Javits im Auftrag der Vereinigten Staaten das Pro- 
gramm der ADELA förderte, und die Zusammen- 
arbeit mit anderen Persönlichkeiten aus dem öffent- 
lichen und privaten Bereich der Mitgliedstaaten der 
OECD und Lateinamerikas; 

ERKLÄRT, daß die gemeinsamen Bemühungen um 
die Aufstellung eines Aktionsprogramms für die Be- 
wältigung der wirtschaftlichen, sozialen und erziehe- 
rischen Probleme, deren Lösung für die Entwicklung 
Lateinamerikas in Freiheit notwendig ist, mit Hilfe 
und Unterstützung der OECD, lADB und OAS fort- 
gesetzt werden müssen; 

EMPFIEHLT daher, 

I. die Arbeitsgruppe zu ermächtigen, noch weitere 
6 Monate an dem ADELA-Plan weiterzuarbeiten; 
und 

2. die Arbeitsgruppe zu ermächtigen, die OECD, 
lADB und OAS aufzufordern, so bald wie möglich 
die Aufgaben der Arbeitsgruppe zu übernehmen; 

3. daß die Arbeitsgruppe dem Präsidenten der Kon- 
ferenz ihren Schlußbericht über die Durchführung 


Erläuterung des Büros des Auswärtigen Ausschusses 
des Bundesrates: Die Vorschläge beinhalten u. a. die 
Gründung einer „Investierungs-Gesellschaft" mit 
amerikanischem, europäischem und eventuell aus 
japanischem Privatkapitai zwecks Beteiligung an neu- 
zugründenden Unternehmungen in Lateinamerika. 


ihres Auftrages vorlegt, wenn die unter Ziffer 1 
und 2 vorgesehenen Maßnahmen getroffen sind. 


II 

Ost-West-Handel und Harmonisierung der 
Handelspolitik 

Die Konferenz 

STELLT FEST, daß ihre auf der Achten Jahrestagung 
im Jahre 1962 angenommene Empfehlung Nr. I über 
den Handel mit dem Ostblock nicht in befriedigender 
Weise verwirklicht worden ist, und stellt weiter fest, 
daß seit der Achten Jahrestagung aufgetretene neue 
Tatsachen im Interesse der Wirtschaftskraft der 
freien Welt die möglichst weitgehende Harmonisie- 
rung der Handelspolitik der Mitgliedstaaten gegen- 
über dem Ostblock noch dringender erforderlich 
machen — unter Handelspolitik sind dabei unter an- 
derem zu verstehen die Bedingungen der Kredit- 
gewährung, Fragen des Patentrechtes und des künst- 
lerischen und literarischen Eigentums, die Rechts- 
stellung des Kaufmanns, die Schiedsgerichtsbarkeit 
und die Handelsbräuche; 

EMPFIEHLT, die Regierungen der Mitgliedstaaten 
und den NATO-Rat aufzufordern, die auf der Achten 
Jahrestagung über den Ost-West-Handel angenom- 
mene Empfehlung Nr. I anzuwenden und die Kon- 
ferenz darüber in Kenntnis zu setzen. 


III 

Kennedy-Runde des GATT — Welthandelskonferenz 
— nichttarifäre Handelshemmnisse 

Die Konferenz 

ERKENNT DIE NOTWENDIGKEIT AN, die Volks- 
wirtschaften der Entwicklungsländer und der indu- 
strialisierten Länder der freien Welt durch die Er- 
öffnung neuer Handelsmöglichkeiten zu stärken; 

STELLT FEST, daß nichttarifäre Handelshemmnisse 
weiterhin den Warenaustausch behindern, stellt 
weiter fest, daß im Jahre 1964 bedeutende Verhand- 
lungen über den Abbau der Handelsschranken und 
die Entwicklung des Warenaustauschs stattfinden 
werden; 

EMPFIEHLT, daß die nichttarifären Handelshemm- 
nisse zum Gegenstand besonderer Aufmerksamkeit 
seitens der Mitgliedstaaten und des NATO-Rates 
gemacht werden, um die Belastungen des Waren- 
austauschs durch diese Hemmnisse zu vermindern, 
und daß die Handels- und Zollverhandlungen, die im 
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Jahre 1964 in Genf im Rahmen des GATT sowie bei 
der Welthandelskonferenz der Vereinten Nationen 
stattfinden werden, sich mit der Erörterung dieser 
nichttarifären Handelshemmnisse als einem ihrer 
wichtigsten Punkte befassen. 


IV 

Internationale Liquidität — Zahlungsbilanzausgleich 

Die Konferenz 

BEGRÜSST die Entwicklung von internationalen 
Verfahren zur Behandlung von vorübergehenden 
Situationen monetären Ungleichgewichts und gibt 
der Überzeugung Ausdruck, daß die Frage des Aus- 
gleichs der Zahlungsbilanz für das Wohlergehen der 
freien Welt und besonders für den Lebensstandard 
der Bevölkerung der Entwicklungsländer von größter 
Bedeutung ist, sowie daß das Fehlen ausreichender 
internationaler Liquiditätsreserven die Verteidi- 
gungsanstrengungen der NATO-Staaten in Mit- 
leidenschaft zieht; 

FORDERT den NATO-Rat nachdrücklich auf, die 
Prüfung der von der Achten Jahreskonferenz ange- 
nommenen Empfehlung VI wiederaufzunehmen; 

RUFT die Regierungen der Mitgliedstaaten auf, auf 
jede mögliche Weise die eingehende Untersuchung 
dieses Problems durch den Internationalen Wäh- 
rungsfonds und den Pariser Klub im Laufe ihrer 
bevorstehenden Beratungen sowie durch die übrigen 


internationalen Organisationen und Institutionen zu 
unterstützen, und ruft im Interesse der Freiheit und 
der wirtschaftlichen Wohlfahrt der freien Welt wei- 
ter dazu auf, konkrete Empfehlungen über die besten 
Wege zur Lösung des Problems der internationalen 
Liquiditätsreserven und der Ungleichgewichte in den 
internationalen Zahlungen zu formulieren. 


V 

Entwicklungspolitik innerhalb der NATO 

Die Konferenz 

ERKENNT die Erfolge der Konferenz in ihrem Ent- 
wicklungsprojekt für Lateinamerika an, fühlt sich 
dadurch ermutigt, eine ähnliche Initiative für den 
Bereich der NATO zu entfalten und 

ERSUCHT daher den Vorsitzenden, vorbehaltlich der 
Zustimmung des Präsidenten der Konferenz der 
NATO-Parlamentarier, eine Arbeitsgruppe zu bil- 
den, deren Mitglieder durch die in ihrer offiziellen 
Eigenschaft handelnden Leiter der einzelnen Delega- 
tionen ernannt werden und in der Griechenland, die 
Türkei, Portugal, Island, Großbritannien, die Ver- 
einigten Staaten, die Bundesrepublik Deutschland, 
die Niederlande, Kanada, Frankreich und Belgien 
vertreten sein sollen, um die erforderlichen Maßnah- 
men zur beschleunigten Entwicklung der nicht voll 
entwickelten Länder innerhalb der NATO zu unter- 
suchen und entsprechende Empfehlungen zu formu- 
lieren. 
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E. Empfehlungen des Ausschusses für Wissenschaft und Technik 


1 

Entsalzung von Meerwasser für wirtschaftlichen 
Aufbau 

Die Konferenz 

STELLT FEST, daß die neuen Fortschritte in der Ent- 
salzung des Meerwassers jetzt ein wirtschaftlich ver- 
tretbares Niveau erreichen; 

ERKENNT den sofortigen, dringenden Süßwasser- 
bedarf verschiedener NATO-Länder, insbesondere 
der Türkei, sowohl für die Ernährung als auch für 
die Landwirtschaft und Industrie an; 

EMPFIEHLT daher, daß die NATO-Mitgliedstaaten 
diese Länder bei der Erforschung und Entwicklung 
von geeigneten Umwandlungsmöglichkeiten von 
Meerwasser unterstützen, was zu den in dieser Rich- 
tung bereits von der UNESCO, OECD und anderen 
internationalen Organisationen angestellten Be- 
mühungen beitragen würde. 


II 

Errichtung eines Internationalen Instituts für 
Wissenschaft und Technik 

Die Konferenz 

STELLT FEST, daß der Nordatlantik-Rat 1962 den 
Bericht seiner Arbeitsgruppe herausgegeben hat, 
die einmütig der Auffassung ist, daß die Errichtung 
eines Internationalen Instituts für Wissenschaft und 
Technik wünschenswert und möglich ist; 

BETONT nochmals, daß sie diesen Vorschlag nach- 
drücklich unterstützt; 

BEDAUERT, daß keine Maßnahmen zur Verwirk- 
lichung dieses Vorschlags getroffen worden sind; 

BEGRUSST das von den Vereinigten Staaten und 
einigen europäischen Ländern an diesem Plan ge- 
zeigte Interesse, insbesondere den Vorschlag, daß 
eine Gruppe von Technischen Hochschulen die Initia- 
tive ergreifen sollten, um ein Zentrum für die ver- 
schiedenen Fachrichtungen der Geo-Wissenschaften 
zu schaffen; 

STELLT FEST, daß mehrere Länder Gelände für die 
Errichtung eines solchen Internationalen Instituts an- 
geboten haben; 

FORDERT den Nordatlantik-Rat nachdrücklich auf, 
den Vorschlag zur Gründung dieses Instituts unver- 
züglich aufzugreifen; 

EMPFIEHLT daher, daß alle übrigen NATO-Staaten 
der Gruppe beitreten mögen und daß die NATO- 
Staaten und -Organisationen die von dieser Gruppe 
bereits ergriffene Initiative soweit wie möglich un- 
terstützen. 


III 

Zusammenarbeit mit der Weltgesundheits- 
organisation 

Die Konferenz 

ERKENNT AN, daß die kürzlich getroffenen strengen 
Einschränkungsmaßnahmen für unter Umständen 
toxisch wirkende Drogen dazu führen, den inter- 
nationalen Austausch von pharmazeutischen Produk- 
ten und wertvollen wissenschaftlichen Ergebnissen 
zu hindern; 

EMPFIEHLT daher, daß sich die NATO-Staaten in 
Zusammenarbeit mit der Weltgesundheitsorganisa- 
tion bemühen, eine „negative" Haltung zu vermei- 
den und den laufenden Austausch neuer wissen- 
schaftlicher Ergebnisse und zuträglicher pharmazeu- 
tischer Produkte sicherzustellen, ohne dabei jedoch 
die strenge Kontrolle über ihre mögliche Schädlich- 
keit aufzuheben. 

IV 

Erfahrungsaustausch über Bekämpfung der 
Wasser- und Luftverunreinigung 

Die Konferenz 

IST SICH BEWUSST, daß die Verunreinigung von 
Luft und Wasser für die öffentliche Gesundheit und 
Hygiene eine ständig steigende Gefahr bedeutet; 

ERKENNT AN, daß einige NATO-Staaten technische 
Fortschritte in der Bekämpfung dieser Gefahr erzielt 
haben; 

EMPFIEHLT, daß die NATO in Zusammenarbeit mit 
der OECD und anderen internationalen Organisa- 
tionen den Austausch technischer Informationen 
über die zur Bekämpfung der Wasser- und Luftver- 
unreinigung getroffenen Maßnahmen fördert. 

V 

Ozeauographische Forschung 

Die Konferenz 

HAT von den sehr interessanten Studien auf dem 
Gebiet der ozeanographischen Forschung, die durch 
Förderung seitens der NATO gemacht worden sind, 
Kenntnis genommen; 

UNTERSTÜTZT nachdrücklich diese Forschung, die 
sowohl bezüglich ihrer grundsätzlichen wissenschaft- 
lichen Bedeutung als auch hinsichtlich ihrer Bedeu- 
tung für die Belange der NATO ein ausgezeichnetes 
Beispiel für internationale wissenschaftliche Zusam- 
menarbeit darstellt; und 

FORDERT die NATO daher dringend auf, diesen 
wissenschaftlichen Arbeiten ständige und zuneh- 
mende Unterstützung zu gewähren. 


7 



Drucksache IV/ 1865 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


F, Empfehlungen des Ausschusses für Kulturelle Angelegenheiten 

und Information 


I 

Tagungen afro-asiatischer Studenten und Schaffung 
eines Informationszentrums in Berlin 

Die Konferenz 

STELLT FEST, daß eine ständig anwachsende Zahl 
von Studenten aus den Entwicklungsländern ihre 
Ausbildung an Schulen und Universitäten der west- 
lichen Welt erhalten; 

IST sich auch der Bedeutung bewußt, die darin liegt, 
diesen Studenten ein echtes Verständnis nicht nur 
des politischen Systems in unserem Teil der Welt 
und der Motive für die politische und militärische 
Zusammenarbeit der NATO-Staaten, sondern auch 
der Grundwerte unserer westlichen Zivilisation zu 
vermitteln, die durch diese Zusammenarbeit letzten 
Endes geschützt werden sollen; 

BEACHTET auch die Anstrengungen der kommuni- 
stischen Propaganda, die sich besonders um diese 
Studentengruppe bemüht; 

FORDERT daher sowohl die Mitgliedstaaten als 
auch die verantwortlichen freiwilligen Organisatio- 
nen, die sich mit der Zukunft der westlichen Zivi- 
lisation befassen, nachdrücklich auf, sich voll und 
ganz der Verpflichtung bewußt zu sein, die Studen- 
ten der Entwicklungsländer mit dem westlichen 
Leben und Gedankengut, insbesondere mit der Idee 
der menschlichen Verantwortlichkeit und Solidarität 
bekanntzumachen, deren Richtschnur unsere ge- 
samte kulturelle Tradition darstellt; 

NIMMT — von den gleichen Überlegungen geleitet 
— gerne den Vorschlag deutscher Bundesbe- 
hörden und des Senats von West-Berlin entgegen, 
in West-Berlin in regelmäßigen Abständen Stu- 
denten-Treffen zu organisieren, an denen sich vor 
allem Studenten aus den afro-asiatischen Ländern 
beteiligen, und ein Zentrum für die Sammlung und 
Verbreitung objektiver Information über die freie 
Welt im Vergleich zu Ost-Europa zu schaffen; 

BESCHLIESST, dem Ausschuß für Kulturelle Ange- 
legenheiten und Information der NATO Maßnah- 
men zur Förderung dieser Initiative zur Prüfung zu 
unterbreiten. 


II 

Intensivierung der Information über die NATO 

Die Konferenz 

ERKENNT AN, daß die Verbreitung von Informa- 
tionen über das Atlantische Bündnis und seine Ziele 
eine der wichtigsten Aufgaben der NATO darstellt; 

IST nach Kenntnisnahme und Diskussion der ein- 
gehenden Berichte des Leiters des Informations- 
dienstes davon überzeugt, daß die zur Zeit dem 
Informationsdienst zugewiesenen Mittel zu gering 
sind, um den wachsenden Anforderungen bezüglich 
der Informierung über die NATO nachkommen zu 
können; 

IST jedoch in Anbetracht der hohen Ziele und wich- 
tigen Aufgaben der Atlantischen Gemeinschaft der 
Auffassung, daß alle verfügbaren Mittel anzüwenden 
sind — ohne dadurch die Informationstätigkeit der 
einzelnen Mitgliedstaaten zu präjudizieren — , um 
sicherzustellen, daß die politischen und militärischen 
Bemühungen der NATO der Öffentlichkeit soweit 
wie möglich durch den Informationsdienst der NATO 
selbst nahegebracht werden; 

EMPFIEHLT eine Erhöhung des Budgets des Infor- 
mationsdienstes, um einerseits eine Intensivierung 
der Informationsarbeit zu ermöglichen und anderer- 
seits den beträchtlichen Anstieg der Verwaltungs- 
kosten während des vergangenen Jahres auffangen 
zu können. Im Hinblick auf das sehr beschränkte 
Budget des Informationsdienstes würde der Aus- 
schuß eine Erhöhung um 50 Prozent für zweckmäßig 
erachten. 

III 

Internationale Jugend-Festspiele 

Der NATO-Rat wird gebeten, den Plan eines Inter- 
nationalen Jugend-Festspiels, der von der Gesell- 
schaft für Verbreitung atlantischer Kultur (Associa- 
tion Diffusion Culturelle Atlantique) unter der 
Schirmherrschaft der ATA (Atlantic Treaty Associa- 
tion) aufgestellt wurde, zu unterstützen. 


0 Erläuterung des Büros des Auswärtigen Ausschusses 
des Bundesrates: Dachgesellschaft der Atlantischen 
Gesellschaften, die in fast allen Mitgliedstaaten der 
NATO bestehen 
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